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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 29/15 B 
 
L 20 R 341/14 (Bayerisches LSG) 
S 16 R 654/13 (SG Bayreuth) 
 
 
 
………………………………………., 
 
 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nordbayern, 
Wittelsbacherring 11, 95444 Bayreuth, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. April 2015 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   G a s s e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 11. Dezember 2014 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Bayerische LSG hat im Urteil vom 11.12.2014 einen Anspruch der von 1973 bis 1975 in 

Deutschland sozialversicherungspflichtig beschäftigten und anschließend in die Türkei zurück-

gekehrten Klägerin auf Altersrente verneint. Es fehle an berücksichtigungsfähigen Versiche-

rungszeiten, da der Klägerin auf ihren Antrag vom Dezember 1978 die von ihr geleisteten Beiträ-

ge iHv 2369,10 DM erstattet worden seien und das Versicherungsverhältnis damit aufgelöst wor-

den sei. Dass die Beitragserstattung damals tatsächlich erfolgt sei, stehe nach den Umständen 

des Falls für das Berufungsgericht zweifelsfrei fest, selbst wenn eine Quittung der Klägerin über 

den Erhalt des Geldbetrags zwischenzeitlich nicht mehr vorliege. 

 

Die Klägerin macht mit ihrer beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in diesem Urteil die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache sowie eine Verletzung 

der Denkgesetze durch die Beweiswürdigung des Berufungsgerichts geltend. 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Beschwerdebegründung vom 23.3.2015 ge-

nügt nicht der vorgeschriebenen Form, weil sie weder eine grundsätzliche Bedeutung noch 

einen sonstigen Revisionszulassungsgrund iS von § 160 Abs 2 SGG ordnungsgemäß bezeich-

net (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

1. Die grundsätzliche Bedeutung der Sache ist nicht formgerecht dargelegt. 

 

Hierfür ist in der Beschwerdebegründung eine konkrete Rechtsfrage in klarer Formulierung zu 

bezeichnen und schlüssig aufzuzeigen, dass diese klärungsbedürftig, in dem angestrebten Revi-

sionsverfahren klärungsfähig (entscheidungserheblich) sowie über den Einzelfall hinaus von Be-

deutung ist (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 19, Nr 22 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 5 RdNr 2 ff, Nr 9 RdNr 4 - jeweils mwN). Es muss aus der Beschwerdebegründung 

ersichtlich sein, dass sich die Antwort auf die Rechtsfrage nicht ohne Weiteres aus dem Gesetz 

oder der bisherigen Rechtsprechung ergibt; hierzu bedarf es der Auseinandersetzung mit den 

vorinstanzlichen Entscheidungen und sonstiger einschlägiger Rechtsprechung. Diese Anforde-

rungen, die allerdings nicht überspannt werden dürfen, sind verfassungsrechtlich unbedenklich 

(BVerfG <Kammer> SozR 4-1500 § 160a Nr 12 RdNr 3 f, Nr 16 RdNr 4 f, Nr 24 RdNr 5 ff). 

 

Die Beschwerdebegründung der Klägerin genügt diesen Erfordernissen nicht. Sie bezeichnet als 

grundsätzlich bedeutsam die Frage, "ob zugunsten der Beklagten bei  Beitragserstattung von 

der allgemeinen Beweiswürdigung abgeweicht <wohl: abgewichen> werden kann". Hierbei han-

delt es sich jedoch um keine abstrakt-generelle Rechtsfrage iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG zur 

Auslegung, zur Anwendbarkeit oder zur Vereinbarkeit einer bestimmten Norm des Bundesrechts 

mit höherrangigem Recht, sondern um eine auf die Beweiswürdigung im Einzelfall abzielende 

Frage. Dabei bleibt völlig offen, was die Klägerin mit dem Begriff der "allgemeinen Beweiswürdi-
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gung" genau meint und zu welcher Vorschrift des Prozessrechts sie weiteren Klärungsbedarf 

sieht. Schließlich fehlt jegliche Auseinandersetzung mit bereits vorhandener Rechtsprechung 

des BSG zu den bei der richterlichen Überzeugungsbildung zu beachtenden Grundsätzen freier 

Beweiswürdigung (vgl § 128 Abs 1 S 1 SGG). 

 

2. Weiterhin rügt die Klägerin, die Beweiswürdigung des Berufungsgerichts beruhe auf einer 

Verletzung der Denkgesetze. Derartiges kann zwar dann, wenn die gerügte Verletzung allein 

den Tatsachenbereich und nicht die rechtliche Subsumtion berührt, an sich einen Verfahrens-

mangel begründen (BSG Beschluss vom 21.11.2012 - B 8 SO 83/12 B - Juris RdNr 8; BSG Ur-

teil vom 8.11.2005 - B 1 KR 18/04 R - SozR 4-2500 § 44 Nr 7 RdNr 14). Anders als im Revi-

sionsverfahren kann aber im Rahmen einer Nichtzulassungsbeschwerde nach ausdrücklicher 

Anordnung in § 160 Abs 2 Nr 3 Teils 2 SGG ein Verfahrensmangel nicht auf die damit behaupte-

te Verletzung des Grundsatzes freier richterlicher Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) ge-

stützt werden (vgl Senatsbeschlüsse vom 2.4.1992 - 13 BJ 251/91 - Juris RdNr 5; vom 

26.1.2012 - B 13 R 265/11 B - BeckRS 2014, 66307 RdNr 10; BSG Beschluss vom 

15.9.1997 - 9 BVg 6/97 - Juris RdNr 8). Mithin fehlt es an der Bezeichnung eines beachtlichen 

Verfahrensfehlers. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der 

ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung von § 193 SGG. 
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